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261. Bundesgesetz: Kunstakademiegesetz-Novelle 1968
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266. Kundmachung: 11. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung

2 5 9 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1968, mit
dem das Gehaltsgesetz 1956 neuerlich geän-

dert wird (18. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 94/1959,
BGBl. Nr. 247/1959, BGBL Nr. 297/1959, BGBl.
Nr. 281/1960, BGBl. Nr. 164/1961, BGBl.
Nr. 306/1961, BGBl. Nr. 89/1963, BGBl. Nr. 117/
1963, BGBl. Nr. 144/1963, BGBl. Nr. 312/1963,
BGBl. Nr. 153/1964, BGBl. Nr. 102/1965, BGBl.
Nr. 124/1965, BGBl. Nr. 190/1965, BGBL
Nr. 109/1966, BGBL Nr. 17/1967 und BGBl.
Nr. 236/1967 wird geändert wie folgt:

1. Im § 3 Abs. 2 ist im Klammerausdruck nach
dem Wort „Exekutivdienstzulage" einzufügen:
,,Omnibuslenkerzulage".

2. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 haben zu lauten:

3. § 28 Abs. 4 zweiter Satz hat zu lauten:

„In der Dienstklasse IV beginnt der Gehalt in
der Verwendungsgruppe C mit der Gehalts-
stufe 2, in der Verwendungsgruppe B mit der
Gehaltsstufe 4 und in der Verwendungsgruppe A
mit der Gehaltsstufe 5."

4. § 37 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 4 ist
auf die Bestimmungen des § 33 Abs. 8 und der
§§ 35 und 36 Bedacht zu nehmen. Hiebei ent-
sprechen die Verwendungsgruppen der Beamten
im richterlichen Vorbereitungsdienst, der Richter,
der staatsanwaltschaftlichen Beamten und der
Hochschullehrer sowie die Verwendungsgruppen
L PA, L 1 und H 1 der Verwendungsgruppe A,
die Verwendungsgruppen L2 , W 1 und H 2 der
Verwendungsgruppe B, die Verwendungsgruppen
I. 3 und W 2 der Verwendungsgruppe C, die
Verwendungsgruppen P 3 bis P 1, W 3 und H 3
der Verwendungsgruppe D und die Verwen-
dungsgruppen P 6 bis P 4 und H 4 der Verwen-
dungsgruppe E. Wird ein Beamter der Verwen-
dungsgruppe S 3, S 2 oder S 1 zum Beamten der
Allgemeinen Verwaltung ernannt, so ist er bei
der Oberstellung so zu behandeln, als ob er bei
der Ernennung zum Beamten des Schulaufsichts-
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dienstes zum Lehrer der Verwendungegruppe L 1
ernannt worden oder in einer dieser Verwen-
dungsgruppen geblieben wäre."

5. § 38 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Beamten des rechtskundigen Dien-
stes bei den Bundespolizeibehörden gebührt,

1. solange er im Exekutivdienst verwendet
wird,

2. wenn er infolge eines im Exekutivdienst
erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,
eine Exekutivdienstzulage von 295 S. Die Exe-
kutivdienstzulage gebührt auch den Beamten des
höheren Dienstes an Justizanstalten."

6. Nach § 38 ist einzufügen:

„§ 38 a. (1) Dem Beamten des mittleren Ver-
kehrsdienstes gebührt,

1. solange er ständig als Omnibuslenker ver-
wendet wird,

2. wenn er infolge eines im Omnibuslenker-
dienst erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in
diesem Dienst verwendet werden kann,
eine Omnibuslenkerzulage von 221 S.

(2) Von der Omnibuslenkerzulage und dem
der Omnibuslenkerzulage entsprechenden Teil
der Sonderzahlung ist der Pensionsbeitrag zu
entrichten."

7. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 hat zu lauten:

8. § 41 hat zu lauten:

„§ 41. Der Gehalt des Richteramtsanwärters
beträgt vor Ablegung der Richteramtsprüfung
4900 S, nach Ablegung dieser Prüfung 5000 S."

9. Die Tabelle im § 42 Abs. 2 hat zu lauten:

10. Der erste Satz des § 43 hat zu lauten:
„Dem Richter, der vier Jahre in der höchsten

Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Dienstalterszulage von 440 S."

11. Die Tabelle im § 44 Abs. 1 hat zu lauten:

12. Die Tabelle im § 48 Abs. 1 hat zu lauten:
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13. § 50 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt für ordent-
liche Hochschulprofessoren 2108 S, für außer-
ordentliche Hochschulprofessoren und für Hoch-
schulassistenten 1053 S."

14. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 hat zu lauten:

15. § 56 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt für Lehrer
der Verwendungsgruppe L PA 1212 S,
der Verwendungsgruppe L 1 1010 S,
der Verwendungsgruppe L 2 B 922 S,
der Verwendungsgruppe L 2 HS 922 S,
der Verwendungsgruppe L 2 V 527 S,
der Verwendungsgruppe L 3 433 S."

16. § 57 Abs. 2 hat zu lauten:
17. Dem § 58 Abs. 1 ist anzufügen:

„Den Fachvorständen an Übungsschulen, die
Pädagogischen Akademien eingegliedert sind, ge-
bührt eine Dienstzulage in der Höhe von
55 v. H. der Dienstzulage, die ihnen gebühren
würde, wenn sie Direktor der betreffenden
Pädagogischen Akademie wären."

18. § 58 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V,
die an Hauptschulen Fremdsprachen unter-
richten, gebührt eine Dienstzulage in der Höhe
von 225 S, höchstens jedoch in der Höhe des
Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt (einschließ-
lich einer allfälligen Dienstalterszulage) und dem
Gehalt (einschließlich einer allfälligen Dienst-
alterszulage) eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L 2 HS in der gleichen Gehaltsstufe.
Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 V, die an
Polytechnischen Lehrgängen Fremdsprachen
unterrichten, gebührt eine Dienstzulage in der
Höhe von 412 S, höchstens jedoch in der Höhe
des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt (ein-
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schließlich einer allfälligen Dienstalterszulage)
und dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen
Dienstalterszulage) eines Lehrers der Verwen-
dungsgruppe L 2 B in der gleichen Gehaltsstufe."

19. § 58 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Dienstzulage beträgt
in den Gehaltsstufen 1 bis 5 234 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 336 S,
ab der Gehaltsstufe 12 479 S;
sie erhöht sich bei den im Abs. 3 lit. a genann-
ten Fremdsprachlehrern an Polytechnischen
Lehrgängen und bei den im Abs. 3 lit. c ge-
nannten Arbeitslehrerinnen an Polytechnischen
Lehrgängen und an hauswirtschaftlichen Berufs-
schulen um 122 S."

20. § 59 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 1,
die Abteilungsvorstände an Kunstakademien
(Kunstakademiegesetz, BGBl. Nr. 168/1948)
sind, gebührt für die Dauer dieser Verwendung
eine Dienstzulage in der Höhe von 743 S."

21. Die Abs. 6 bis 8 des § 59 haben zu lau-
ten:

„(6) Klassenlehrern an Volksschulklassen (Son-
derschulklassen) mit mehreren Schulstufen ge-
bührt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für
Klassenlehrer

a) an Volksschulklassen (Sonderschul-
klassen) mit mehreren Schulstufen
in mehrklassigen Volksschulen
(Sonderschulen), soweit nicht lit. b
anzuwenden ist, 225 S,

b) an ungeteilten einklassigen Volks-
schulen (Sonderschulen) und an ge-
teilten Klassen zweiklassiger
Volksschulen (Sonderschulen) 337 S,

c) an geteilten einklassigen Volks-
schulen (Sonderschulen) 469 S.

(7) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen
mit der Befähigung zur Unterrichtserteilung in
beiden Sprachen gebührt für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage von 225 S.

(8) Lehrern an der Bundes-Fachschule und
Handelsschule Wien V, die an Klassen zu unter-
richten haben, an denen sich Schüler mit ver-
schiedenen Arten von Behinderungen befinden,
gebührt für die Dauer einer solchen Verwen-
dung eine Dienstzulage von 336 S."

22. § 60 Abs. 1 lit. a und b hat zu lauten:

„(1) Lehrern
a) der Verwendungsgruppe L 2 V, die, ohne

die Voraussetzungen für eine Anstellung
in der Verwendungsgruppe L 2 HS zu
erfüllen, auf einem für Lehrer dieser Ver-
wendungsgruppe vorgesehenen Dienst-

posten an einer Hauptschule, einer Son-
derschule oder einer Übungsschule ver-
wendet werden, gebührt für die Dauer
dieser Verwendung eine Dienstzulage in
der Höhe von 225 S, höchstens jedoch in
der Höhe des Unterschiedes zwischen
ihrem Gehalt (einschließlich einer allfälli-
gen Dienstalterszulage) und dem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstalters-
zulage eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L2 HS in der gleichen Gehalts-
stufe; § 58 Abs. 5 gilt sinngemäß,

b) der Verwendungsgruppe L 2 V, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Anstellung
in der Verwendungsgruppe L 2 B zu er-
füllen, auf einem für Lehrer dieser Ver-
wendungsgruppe vorgesehenen Dienst-
posten an einem Polytechnischen Lehr-
gang oder an einer Berufsschule verwendet
werden, gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage in der Höhe
von 412 S, höchstens jedoch, in der Höhe
des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstalters-
zulage) und dem Gehalt (einschließlich
einer allfälligen Dienstalterszulage) eines
Lehrers der Verwendungsgruppe L 2 B in
der gleichen Gehaltsstufe; § 58 Abs. 5
gilt sinngemäß."

23. Die Abs. 2 und 3 des § 60 haben zu lau-
ten:

„(2) Lehrerinnen (Kindergärtnerinnen) der
Verwendungsgruppe L 3, die — ohne die im
§ 58 Abs. 3 lit. c, d oder e angeführten Befähi-
gungen aufzuweisen — auf einem der in diesen
Bestimmungen angeführten Dienstposten ver-
wendet werden, sowie Religionslehrern der
Verwendungsgruppe L 3, die an Hauptschulen,
Sonderschulen oder Polytechnischen Lehrgängen
verwendet werden, gebührt für die Dauer die-
ser Verwendung eine Dienstzulage von 147 S;
sie erhöht sich bei den an Polytechnischen Lehr-
gängen verwendeten Lehrern um 122 S. § 58
Abs. 5 gilt sinngemäß.

(3) Lehrern, die an Bundeserziehungsanstal-
ten, Bundeskonvikten, Blindeninstituten, Taub-
stummeninstituten oder an gleichartigen An-
stalten als Erzieher verwendet werden, gebührt
für die Dauer dieser Verwendung eine Dienst-
zulage, die durch die Verwendungsgruppe und
durch die Dienstzulagenstufe bestimmt wird. Sie
beträgt:
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24. § 62 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Wird ein Lehrer aus einer der Verwen-
dungsgruppen L 2 in die Verwendungsgruppe
L PA oder L 1 überstellt, so gebührt ihm die
Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn er
die Zeit, die für die Erreichung seiner Gehalts-
stufe als Lehrer einer der Verwendungsgruppen
L 2 notwendig ist, in dem vier Jahre überstei-
genden Ausmaß als Lehrer der Verwendungs-
gruppe zurückgelegt hätte, in die er überstellt
wird; an die Stelle des Zeitraumes von vier
Jahren tritt ein solcher von sechs Jahren, wenn
der Lehrer das Anstellungserfordernis für die
Verwendungsgruppe L PA oder L 1 nicht durch
die Vollendung einer Hochschulbildung im
Sinne der allgemeinen Anstellungserfordernisse
für diese Verwendungsgruppe erfüllt.

(3) Wird ein Lehrer aus der Verwendungs-
gruppe L 3 in die Verwendungsgruppe L PA
oder L 1 überstellt, so gebührt ihm die Ge-
haltsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner Gehaltsstufe
ab Lehrer der Verwendungsgruppe L 3 notwen-
dig ist, in dem sechs Jahre übersteigenden Aus-
maß als Lehrer der Verwendungsgruppe L PA
oder L 1 zurückgelegt hätte; hat der Lehrer das
Anstellungserfordernis für die Verwendungs-
gruppe L PA oder L 1 nicht durch die Voll-
endung einer Hochschulbildung im Sinne der
allgemeinen Anstellungserfordernisse für diese
Verwendungsgruppe erfüllt, so ist er so zu be-
handeln, als ob die Abs. 1 und 2 auf ihn ange-
wendet worden wären."

25. § 62 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Wird ein Lehrer der Verwendungsgruppe
L 1 in die Verwendungsgruppe L PA, ein Lehrer
der Verwendungsgruppe L PA in die Verwen-
dungsgruppe L 1 oder ein Lehrer einer der
Verwendungsgruppen L 2 in eine der anderen
Verwendungsgruppen L 2 überstellt, so bleibt
er in der bisherigen Gehaltsstufe."

26. § 64 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wird ein Beamter der Verwendungs-
gruppen S 3, S 2 oder S 1 zum Lehrer ernannt,
so ist er bei der Überstellung so zu behandeln,
als ob er bei der Ernennung zum Beamten des
Schulaufsichtsdienstes zum Lehrer der Verwen-
dungsgruppe L PA oder L 1 ernannt worden
oder in einer dieser beiden Verwendungsgruppen
geblieben wäre. Wird ein Beamter des Schul-
aufsichtsdienstes in die Verwendungsgruppe der
Lehrer überstellt, in der er sich vor seiner Er-
nennung befunden hat, so gebührt ihm jeden-
falls die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalters-
zulage, die er erreicht: hätte, wenn er in seiner
Verwendungsgruppe als Lehrer geblieben wäre."

27. § 64 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Bei der Anwendung der Abs. 1 bis 4
ist auf die Bestimmungen der §§ 62 und 63
Bedacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Ver-
wendungsgruppen der Beamten im richterlichen
Vorbereitungsdienst, der Richter, der staatsan-
waltschaftlichen Beamten und der Hochschul-
lehrer sowie die Verwendungsgruppen A und
H 1 den Verwendungsgruppen L PA und L 1,
die Verwendungsgruppen B, W 1 und H 2 den
Verwendungsgruppen L 2, alle übrigen Verwen-
dungsgruppen der Verwendungsgruppe L 3."

28. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 hat zu lauten:

29. § 66 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt
in der Verwendungsgruppe S 1 1317 S,
in der Verwendungsgruppe S 2 965 S,
in der Verwendungsgruppe S 3 789 S."

30. § 70 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wird ein Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung der Verwendungsgruppe A oder ein
Lehrer der Verwendungsgruppen L PA oder L 1
zum Beamten des Schulaufsichtsdienstes oder
ein Beamter der Allgemeinen Verwaltung der
Verwendungsgruppe B oder ein Lehrer einer der
Verwendungsgruppen L 2 zum Beamten des
Schulaufsichtsdienstes der Verwendungsgruppe
S 3 oder S 2 ernannt, so gebührt ihm die Ge-
haltsstufe und allfällige Dienstalterszulage, die
sich ergeben würde, wenn er die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung in
seiner bisherigen Verwendungsgruppe maßge-
bend ist, in dem sechzehn Jahre übersteigenden
Ausmaß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes
der Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in
die er überstellt wird. Beträgt die Zeit, die für
die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung
maßgebend ist, weniger als sechzehn Jahre, so
verlängert sich der Zeitraum für die Vorrückung
in die Gehaltsstufe 2 um den auf sechzehn
Jahre fehlenden Zeitraum."

31. § 70 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wird ein Beamter der Allgemeinen Ver-
waltung der Verwendungsgruppe B oder ein
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Lehrer einer der Verwendungsgruppen L 2 zum
Beamten des Schulaufsichtsdienstes der Verwen-
dungsgruppe S 1 ernannt, so gebühren ihm die
Gehaltsstufe und allfällige Dienstalterszulage,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die
für die Zeitvorrückung oder für die Vorrückung
in seiner bisherigen Verwendungsgruppe maß-
gebend war, in dem 20 Jahre übersteigenden
Ausmaß als Beamter des Schulaufsichtsdienstes
der Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte, in
die er überstellt wird; an die Stelle des Zeit-
raumes von 20 Jahren tritt ein solcher von
22 Jahren, wenn der Beamte das Anstellungs-
erfordernis für die Verwendungsgruppen L PA
oder L 1 nicht durch die Vollendung einer Hoch-
schulbildung im Sinne der allgemeinen Anstel-
lungserfordernisse für die Verwendungsgruppe
aufweist. Die Bestimmung des Abs/ 1 letzter
Satz ist mit der Abweichung anzuwenden, daß
an die Stelle von 16 Jahren 20 bzw. 22 Jahre
treten."

32. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 hat zu lauten:

33. § 73 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt in den
Dienstklassen I bis V eine für die Bemessung
des Ruhegenusses anrechenbare Dienstzulage. Die
Dienstzulage wird durch die tatsächliche Dienst-
zeit in der Verwendungsgruppe, in der Ver-
wendungsgruppe W 2 durch die tatsächliche
Dienstzeit in der Dienststufe, bestimmt; die als
zeitverpflichteter Soldat, als gemäß § 11 des
Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, zur Aus-
übung einer Unteroffiziersfunktion herangezo-

gener Beamter oder Vertragsbediensteter und
als Vertragsbediensteter des Wachdienstes zu-
rückgelegte Zeit ist in der Verwendungsgruppe
W 3 der tatsächlichen Dienstzeit zuzurechnen.
Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind sinn-
gemäß anzuwenden. Die Dienstzulage beträgt
während der Dauer des provisorischen Dienst-
verhältnisses 90 S und nach der Definitivstellung
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34. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 hat zu lauten:

35. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 hat zu lauten:

36. § 77 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dem Berufsoffizier gebührt,
1. solange er im Truppendienst verwendet

•wird,
2. wenn er infolge eines im Truppendienst

erlittenen Dienstunfalles nicht mehr in diesem
Dienst verwendet werden kann,

eine Truppendienstzulage von 295 S."

37. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 hat zu lauten:

38. § 79 a hat zu lauten:
„ T r u p p e n v e r w e n d u n g s z u l a g e

§ 79 a. Dem zeitverpflichteten Soldaten ge-
bührt,

1. solange er im Truppendienst verwendet
wird,

2. solange er in einem Wachekörper in Probe-
dienstleistung steht,

3. wenn er infolge eines im Truppendienst
oder während der Verwendung im Probedienst
in einem Wachekörper erlittenen Dienstunfalles
nicht mehr in diesen Diensten verwendet wer-
den kann,

eine Truppenverwendungszulage. Sie beträgt
in der Verwendungsgruppe H 4 145 S,
in der Verwendungsgruppe H 3 174 S."

39. § 85 b Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Dienstzulage gemäß § 58 Abs. 4 er-

höht sich für Fremdsprachlehrer der Verwen-
dungsgruppe L 3 mit der Lehrbefähigung für
den Fremdsprachunterricht an Volks- und
Hauptschulen um 139 S."

40. § 86 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 um-

schriebenen Personenkreis angehört, kann durch
Vorrückung die nachstehenden weiteren Ge-
haltsstufen erreichen:
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Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der Be-
urteilung des Anspruches auf eine Dienstalters-
zulage außer Betracht zu lassen."

Artikel II

(1) Die im Gehaltsgesetz 1956 in der Fassung
des Artikels I angeführten Bezugsansätze ge-
bühren ab
1. Oktober 1968 im Ausmaß von . 936 v. H.,
1. September 1969 im Ausmaß von 957 v. H.,
1. August 1970 im Ausmaß von . . 979 v. H.,
1. Juli 1971 im Ausmaß von 1000 v. H.

(2) Sind die sich nach Abs. 1 ergebenden Be-
träge nicht durch volle Schillingbeträge teilbar,
sind Restbetrage von weniger als 50 Groschen
zu vernachlässigen und Restbeträge von 50 Gro-
schen und darüber als volle Schillinge anzu-
setzen.

Artikel III

(1) Den Beamten der Verwendungsgruppen A
und B, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes einen Gehalt der Dienst-
klasse IV beziehen, gebühren ab dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes die Gehaltsansätze
nach der Dienstklasse und Gehaltsstufe, die sich
aus der nachstehenden Übersicht ergeben:

(2) Die Oberleitungsbestimmungen des Abs. 1
sind auf Beamte des Ruhestandes, Hinterbliebene
und Angehörige sinngemäß anzuwenden.

Artikel IV

Für die Zeit vom 1. September 1968 bis zum
30. September 1968 beträgt für Lehrer der Ver-
wendungsgruppe LPA

Artikel V

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im Abs. 2
nicht anderes bestimmt wird, am 1. Oktober
1968 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 4, 17,
24 bis 27, 30 und 31 und Artikel IV treten mit
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dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag in Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits ab dem auf die Kund-
machung folgenden Tag erlassen werden, sie
treten jedoch frühestens mit den gesetzlichen Be-
stimmungen, auf Grund derer sie erlassen werden,
in Kraft.

Jonas
Klaus Soronics Klecatsky

Piffl Rehor Korea Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

2 6 0 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1968,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
neuerlich geändert wird (14. Vertragsbedien-

stetengesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 174/1959, BGBl. Nr. 282/1960, BGBl.
Nr. 165/1961, BGBl. Nr. 186/1962, BGBL
Nr. 117/1963, BGBl. Nr. 173/1963, BGBl.
Nr. 313/1963, BGBl. Nr. 154/1964, BGBl.
Nr. 126/1965, BGBl. Nr. 191/1965, BGBl.
Nr. 110/1966, BGBl. Nr. 18/1967 und BGBl.
Nr. 237/1967 wird geändert wie folgt:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

2. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 hat zu lauten:

3. § 15 b Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2 ist

auf die Bestimmungen der §§15 und 15 a Be-
dacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die Ent-
lohnungsgruppen l pa und l1 der Entlohnungs-
gruppe a, die Entlohnungsgruppen l 2 der Ent-
lohnungsgruppe b, die Entlohnungsgruppe l3
der Entlohnungsgruppe c, die Entlohnungsgrup-
pen p 3 bis p 1 der Entlohnungsgruppe d und
die Entlohnungsgruppen p 6 bis p 4 der Ent-
lohnungsgruppe e."

4. § 40 hat zu lauten:
„§ 40. Entlohnungsgruppen des Entlohnungs-

schemas I L.
Das Entlohnungsschema I L umfaßt die Ent-

lohnungsgruppen l pa, l1, l 2 b, l 2 hs, l 2 v und
l 3."

5. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 hat zu lauten:
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6. § 41 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Den Vertragslehrern des Entlohnungs-
schemas I L gebühren Dienstzulagen im Ausmaß
der um 5 v. H. erhöhten Dienstzulagen, auf die
die vergleichbaren Lehrer, die im öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis stehen, nach den
Bestimmungen der §§ 57 bis 60 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, Anspruch haben."

7. § 42 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Wird ein Vertragslehrer des Entloh-
nungsschemas I L aus einer der Entlohnungs-
gruppen l 2 in die Entlohnungsgruppe l pa
oder l 1 überstellt, so gebührt, ihm die Entloh-
nungsstufe, die sich ergeben würde, wenn er die
Zeit, die für die Erreichung seiner bisherigen
Entlohnungsstufe notwendig ist, in dem vier
Jahre übersteigenden Ausmaß als Vertragslehrer
der Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte, in
die er überstellt wird; an die Stelle des Zeit-
raumes von vier Jahren tritt ein solcher von
sechs Jahren, wenn der Vertragslehrer nicht die
Vollendung einer Hochschulbildung im Sinne
der allgemeinen Anstellungserfordernisse für
Lehrer der Verwendungsgruppe L PA und L 1
aufweist.

(3) Wird ein Vertragslehrer des Entlohnungs-
schemas I L aus der Entlohnungsgruppe l 3 in
die Entlohnungsgruppe l pa oder l 1 überstellt,
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich
ergeben würde, wenn die Abs. 1 und 2 auf ihn
angewendet worden wären."

8. § 42 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Wird ein Vertragslehrer des Entloh-
nungsschemas I L aus der Entlohnungsgruppe l 1
in die Entlohnungsgruppe l pa, aus der Entloh-
nungsgruppe l pa in die Entlohnungsgruppe l 1
oder aus einer der Entlohnungsgruppen l 2 in
eine der anderen Entlohnungsgruppen l 2 über-
stellt, so bleibt er in der bisherigen Entloh-
nungsstufe."

9. § 42 b Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 2
ist auf die Bestimmungen der §§ 42 und 42 a
Bedacht zu nehmen. Hiebei entsprechen die
Entlohnungsgruppe a den Entlohnungsgruppen
1 pa und 1 1, die Entlohnungsgruppe b den Ent-
lohnungsgruppen 1 2, alle übrigen Entlohnungs-
gruppen der Entlohnungsgruppe 1 3."

10. § 43 hat zu lauten:

„§ 43. Entlohnungsgruppen des Entlohnungs-
schemas II L.

Das Entlohnungsschema II L umfaßt die Ent-
lohnungsgruppen l pa, l 1, l 2 b, l 2 hs, l 2 v und
13."

11. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 hat zu lauten:

12. § 44 a Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:
„Die Dienstzulage für jede Jahreswochenstunde
beträgt

in der Entgeltstufe 1 S 117'90,
in der Entgeltstufe 2 S 169'30;
sie erhöht sich bei den in lit. a genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehr-
gängen und bei den in lit. c genannten Ar-
beitslehrerinnen an Polytechnischen Lehrgängen
und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen um
S 6150 jährlich."

13. Die Abs. 2 bis 5 des § 44 a haben zu
lauten:

„(2) Den Vertragslehrern der Entlohnungs-
gruppe l 2 v, die an Hauptschulen Fremdspra-
chen unterrichten, gebührt für jede Jahreswo-
chenstunde eine Dienstzulage von S 113'40
jährlich. Vertragslehrern der Entlohnungs-
gruppe l 2 v, die an Polytechnischen Lehrgängen
Fremdsprachen unterrichten, gebührt für jede
Jahreswochenstunde eine Dienstzulage von
S 207'60 jährlich.

(3) Vertragslehrern

a) der Entlohnungsgruppe 1 2 v, die, ohne die
Voraussetzungen für eine Einreihung in
die Entlohnungsgruppe l 2 hs zu erfüllen,
an Hauptschulen oder Sonderschulen
unterrichten, gebührt für jede Jahres-
wochenstunde eine Dienstzulage von
S 113'40 jährlich;

b) der Entlohnungsgruppe l 2 v, die ohne
die Voraussetzungen für eine Einreihung
in die Entlohnungsgruppe 1 2 b zu er-
füllen, an Polytechnischen Lehrgängen
oder an Berufsschulen unterrichten, ge-
bührt für jede Jahreswochenstunde eine
Dienstzulage von S 207'60 jährlich;

c) der Entlohnungsgruppe l 2 hs, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Einreihung
in die Entlohnungsgruppe 1 2 b zu erfül-
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len, an Polytechnischen Lehrgängen oder
an Berufsschulen unterrichten, gebührt für
jede Jahreswochenstunde eine Dienstzulage
von S 93'20 jährlich.

(4) Vertragslehrerinnen (Kindergärtnerinnen)
der Entlohnungsgruppe l 3, die, ohne die im
Abs. 1 lit. c, d oder e angeführten Befähigungen
aufzuweisen, auf einem der in diesen Bestim-
mungen angeführten Dienstposten verwendet
werden, sowie Religionslehrern der Entlohnungs-
gruppe l 3, die an Hauptschulen, Sonderschulen
oder Polytechnischen Lehrgängen verwendet
werden, gebührt für jede Jahreswochenstunde
eine Dienstzulage von S 74'10 jährlich; sie er-
höht sich bei den an Polytechnischen Lehrgän-
gen verwendeten Lehrern um S 61'50.

(5) Den Vertragslehrern, die an Bundeserzie-
hungsanstalten, Bundeskonvikten, Blindeninsti-
tuten, Taubstummeninstituten oder an gleich-
artigen Anstalten als Erzieher verwendet wer-
den, gebührt für die Dauer dieser Verwendung
eine Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt jähr-
lich

in der Entlohnungsgruppe 1 1 S 11.592,
in den Entlohnungsgruppen l 2 S 9.236,
in der Entlohnungsgruppe l 3 S 6.174."

Artikel II

(1) Die im Vertragsbedienstetengesetz 1948 in
der Fassung des Artikels I angeführten Bezugs-
ansätze gebühren ab
1. Oktober 1968 im Ausmaß von . . 93'6 v. H.,
1. September 1969 im Ausmaß von 95'7 v.H.,
1. August 1970 im Ausmaß von . . 97'9 v. H.,
1. Juli 1971 im Ausmaß von 100'0 v. H.

(2) Sind die sich nach Abs. 1 ergebenden Be-
träge nicht durch volle Schillingbeträge teilbar,
sind Restbeträge von weniger als 50 Groschen
zu vernachlässigen und Restbeträge von 50 Gro-
sdien und darüber als volle Schilling anzusetzen.

Artikel III

Für die Zeit vom 1. September 1968 bis zum
30. September 1968 gebühren den Lehrern der
Entlohnungsgruppe 1 pa im Entlohnungs-
schema I L

Artikel IV

(1) Artikel I und II dieses Bundesgesetzes
treten am 1. Oktober 1968, Artikel III tritt am
1. September 1968 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur ein Bundesministerium betreffen,
dieses Bundesministerium betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer

Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

2 6 1 . Bundesgesetz vom 19. Juni 1968,
mit dem das Kunstakademiegesetz neuerlich

abgeändert wird (Kunstakademiegesetz-
Novelle 1968)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 10 Abs. 2 lit. b des Kunstakademiegesetzes,
BGBl. Nr. 168/1948, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 61/1953, BGBl. Nr. 177/1954,
BGBl. Nr. 160/1958, BGBl. Nr. 268/1961,
BGBl. Nr. 190/1962, BGBl. Nr. 117/1963,
BGBl. Nr. 317/1963, BGBl. Nr. 158/1964,
BGBl. Nr. 139/1965, BGBl. Nr. 114/1966 und
BGBl. Nr. 241/1967 hat zu lauten:

„b) Der Entlohnung der Lehrkräfte ist ein
Mindestsatz von 1475 S und ein Höchst-
satz von 4300 S für jede Jahreswochen-
stunde zugrunde zu legen."

Artikel II

(1) Die im § 10 Abs. 2 lit. b des Kunstaka-
demiegesetzes in der Fassung des Artikels I fest-
gesetzten Mindest- und Höchstsätze der Ent-
lohnung gelten ab



1018 59. Stück — Ausgegeben am 19. Juli 1968 — Nr. 262

1. Oktober 1968 im Ausmaß von 93'6 v. H.,
1. September 1969 im Ausmaß von 95'7 v. H,
1. August 1970 im Ausmaß von . . 97'9 v. H.,
1. Juli 1971 im Ausmaß von . . . . 100'0 v. H.
(2) Sind die sich nach Abs. 1 ergebenden Be-

träge nicht durch volle Schillingbeträge teilbar,
sind Restbeträge von weniger als 50 Groschen
zu vernachlässigen und Restbeträge von
50 Groschen und darüber als volle Schillinge an-
zusetzen.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1968 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund des § 10 Abs. 2
lit. b des Kunstakademiegesetzes in der Fassung
des Artikels I können bereits von dem der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden
Tag an erlassen werden. Sie treten jedoch frü-
hestens mit 1. Oktober 1968 in Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Unterricht im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt und
dem Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Piffl Koren

2 6 2 . Verordnung der Bundesregierung vom
2. Juli 1968, mit der die Dienstordnung für
die Vertragsangestellten der Österreichischen

Bundesforste neuerlich geändert wird

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 28. Juli
1925, BGBl. Nr. 282, über die Bildung eines
Wirtschaftskörpers „Österreichische Bundes-
forste" wird verordnet:

Artikel I

Die Dienstordnung für die Vertragsangestell-
ten der Österreichischen Bundesforste, BGBl.
Nr. 256/1949, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 102/1956, BGBl. Nr. 250/1959, BGBl.
Nr. 288/1960, BGBl. Nr. 152/1961, BGBl.
Nr. 183/1963, BGBl. Nr. 291/1963, BGBl.
Nr. 160/1964, BGBl. Nr. 129/1965, BGBl.
Nr. 193/1965, BGBL Nr. 72/1966, BGBl.
Nr. 242/1967 und BGBl. Nr. 278/1967, wird
geändert wie folgt:

1. Der Abschnitt A der Ziffer 3 der Anlage 1
hat zu lauten:

D i e n s t a l t e r s z u l a g e

Den Angestellten gebührt nach zwei in der
höchsten Gehaltsstufe ihrer Verwendungsgruppe
verbrachten Jahren eine Dienstalterszulage. Sie
beträgt in der Verwendungsgruppe A 260 S, in
der Verwendungsgruppe B 198 S, in der Ver-
wendungsgruppe C 124 S und in der Verwen-
dungsgruppe D 107 S. Die Dienstalterszulage
erhöht sich nach vier in der höchsten Gehaltsstufe
verbrachten Jahren auf das doppelte Ausmaß der
vorgenannten Beträge. Nach Vollendung des
65. Lebensjahres fällt eine Dienstalterszulage
nicht mehr an."

2. Die Tabelle im Abschnitt B der Ziffer 3
der Anlage 1 hat zu lauten:
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Artikel II

(1) Die in der Dienstordnung für die Vertrags-
angestellten der Österreichischen Bundesforste in
der Fassung des Art. I angeführten Bezugsansätze
gebühren ab
1. Oktober 1968 im Ausmaß von . . 93'6 v. H.,
1. September 1969 im Ausmaß von . 95'7 v. H.,
1. August 1970 im Ausmaß von 97'9 v. H.,
1. Juli 1971 im Ausmaß von 100'0 v. H.

(2) Sind die sich nach Abs. 1 ergebenden Beträge
nicht durch volle Schillingbeträge teilbar, sind
Restbeträge von weniger als 50 Groschen zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von 50 Groschen
und darüber als volle Schillinge anzusetzen.

Artikel III
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1968

in Kraft.

Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer

Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina

2 6 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
2. Juli 1968, betreffend die Durchfüh-
rung des Bundesgesetzes über die Mitwir-
kung des Bundeskanzleramtes bei der Be-
setzung von Dienstposten im Bereich des
Bundes (Dienstpostenbesetzungs-Verordnung

1968)
Auf Grund des § 2 des Bundesgesetzes vom

17. April 1963, BGBl. Nr. 82, über die Mit-
wirkung des Bundeskanzleramtes bei der Be-
setzung von Dienstposten im Bereich des Bundes
wird verordnet:

§ 1. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten gemäß § 4 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes BGBl. Nr. 22/1947, und § 1 des Richter-
dienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, beziehungs-
weise zur Antragstellung hiefür (§ 1 Abs. 1 des
Bundesgesetzes BGB!. Nr. 82/1963) gilt, sofern
dicht Abs. 2 anzuwenden ist, als erteilt für:

a) Dienstposten für Beamte der Allgemeinen
Verwaltung der Verwendungsgruppen A
und B,

b) Dienstposten für Beamte der Allgemeinen
Verwaltung der Verwendungsgruppen D
und E, wenn der aufzunehmende Bedien-
stete eine mindestens achtjährige Dienstzeit
in einem Dienstverhältnis zum Bund zu-
rückgelegt hat,

c) Dienstposten für Beamte in handwerk-
licher Verwendung, wenn der aufzuneh-
mende Bedienstete eine mindestens acht-
jährige Dienstzeit in einem Dienstverhältnis
zum Bund zurückgelegt hat,

d) Dienstposten für Richteramtsanwärter,
e) Dienstposten für Hochschulassistenten,

f) Dienstposten für Lehrer,
g) Dienstposten für Wachebeamte der Ver-

wendungsgruppe W 3,
h) Dienstposten für Berufsoffiziere der Ver-

wendungsgruppe H 1 und für zeitver-
pflichtete Soldaten der Verwendungsgruppe
H 4.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt,

a) wenn der Aufzunehmende das 45. Lebens-
jahr überschritten hat,

b) wenn der Aufzunehmende auf einen nur
für den vorübergehenden Bedarf vorge-
sehenen Dienstposten ernannt werden soll,

c) für Ernennungen auf. Dienstposten des
Höheren Ministerialdienstes und

d) für Ernennungen, die mit einer Maßnahme
gemäß § 28 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 4
letzter Satz und § 55 Abs. 2 zweiter Satz
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
verbunden sind.

§ 2. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Beamte der Allgemeinen Ver-
waltung gemäß § 16 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes beziehungsweise zur Antragsteilung
hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2 oder 3 anzuwen-
den ist, als erteilt für

a) die Oberstellung in die Verwendungs-
gruppe A, B, D oder E der Allgemeinen
Verwaltung,

b) die Beförderung in die in der Anlage 1
angeführten Dienstklassen, wenn die in
dieser Anlage angegebenen Voraussetzungen
vorliegen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 lit. a gilt
nicht als erteilt, wenn

a) der Beamte das 50. Lebensjahr überschritten
hat,

b) die Überstellung mit einer Beförderung
verbunden ist oder

c) der Beamte in den Höheren Ministerial-
dienst überstellt werden soll.

(3) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 lit. b gilt
nicht als erteilt, wenn

a) die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

b) der Beamte die Erfordernisse für die An-
stellung oder die Definitivstellung nur in-
folge einer Ersatzfeststellung oder infolge
der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

c) der Beamte keine seinem Dienstalter- ent-
sprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 32 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

d) die Beförderung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Beamten in den
Ruhestand wirksam werden soll.
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§ 3. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Beamte in handwerklicher Ver-
wendung gemäß § 16 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes gilt, sofern nicht Abs. 2 oder 3 anzu-
wenden ist, als erteilt für

a) die Überstellung in eine der Verwendungs-
gruppen P 3, P 5 und P 6,

b) die Beförderung in die in der Anlage 1
angeführten Dienstklassen und bei Er-
füllung der in dieser Anlage angegebenen
Voraussetzungen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 lit. a gilt
nicht als erteilt, wenn

a) der Beamte das 50. Lebensjahr überschrit-
ten hat,

b) die Oberstellung mit einer Beförderung
verbunden ist.

(3) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 lit. b gilt
nicht als erteilt, wenn

a) die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

b) der Beamte die Erfordernisse für die An-
stellung oder die Definitivstellung nur in-
folge der Erteilung einer Nachsicht
erfüllt,

c) der Beamte keine seinem Dienstalter ent-
sprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 32 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

d) die Beförderung innerhalb von zwei
Jahren vor dem Übertritt des Beamten in
den Ruhestand wirksam werden soll.

§ 4. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Richter und staatsanwaltschaft-
liche Beamte gemäß § 25 des Richterdienst-
gesetzes oder § 16 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
beziehungsweise zur Antragstellung hiefür gilt,
sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist, als erteilt
für

a) die Ernennung eines Richteramtsanwärters
zum Richter,

b) die Ernennung in die in der Anlage 2 ange-
führten Standesgruppen, wenn die in dieser
Anlage angegebenen Voraussetzungen vor-
liegen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 lit. b gilt
nicht als erteilt, wenn

a) die Ernennung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

b) der Richter oder staatsanwaltschaftliche
Beamte keine seinem Dienstalter ent-
sprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 42 Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

c) die Ernennung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Richters oder staats-

anwaltschaftlichen Beamten in den Ruhe-
stand wirksam werden soll.

§ 5. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Lehrer gemäß § 16 des Gehalts-
überleitungsgesetzes beziehungsweise zur Antrag-
stellung hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2 anzu-
wenden ist, als erteilt für

a) die Überstellung in die Verwendungs-
gruppen L 1, L 2 und L 3,

b) die Ernennung zum Direktor,
c) die Ernennung zum Direktorstellvertreter,
d) die Ernennung zum Fachvorstand,
e) die Ernennung zum Erziehungsleiter.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr
überschritten hat.

§ 6. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Wachebeamte gemäß § 16 des
Gehaltsüberleitungsgesetzes beziehungsweise zur
Antragstellung hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2
anzuwenden ist, als erteilt für

a) die Überstellung in die Verwendungs-
gruppe W 3, Verwendungsgruppe W 2,
Dienststufe 1, oder Verwendungsgruppe
W 1,

b) die Beförderung von Beamten der Ver-
wendungsgruppe W 1 in die Dienstklasse
III im Zeitpunkt der Zeitvorrückung, in
die Dienstklasse IV und V wie bei Beamten
der Verwendungsgruppe B (§ 2 Abs. 1
lit. b) mit der Abweichung, daß für Be-
förderungen in die Dienstklasse V der
leitende Beamte in der Dienstklasse IV des
Gendarmerie-, des Sicherheitswache-, des
Kriminal-, des Justizwache-, des Zollwach-
dienstes und des Dienstes als Jugend-
erzieher an Justizanstalten in der Dienst-
klasse IV durch mindestens drei Jahre den
Amtstitel „Rittmeister" (Hauptmann,
Oberpräfekt 2. Klasse) geführt hat,

c) die Beförderung von Beamten der Ver-
wendungsgruppe W 3 in die Dienstklassen II
und III und von Beamten der Verwen-
dungsgruppe W 2 in die Dienstklassen II,
III und IV wie bei Beamten der Verwen-
dungsgruppe D bzw. C (§ 2 Abs. 1 lit. b).

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 lit. b und c
gilt nicht als erteilt, wenn

a) die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

b) der Wachebeamte die Erfordernisse für die
Anstellung oder die Definitivstellung nur
infolge einer Ersatzfeststellung oder infolge
der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

c) der Wachebeamte keine seinem Dienst-
alter entsprechende Durchschnittsleistung
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im Sinne des § 32 Abs. 3 des Gehalts-
gesetzes 1956 erbringt oder

d) die Beförderung innerhalb von zwei lahren
vor dem Übertritt des Wachebeamten in
den Ruhestand wirksam werden soll.

§ 7. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Berufsoffiziere gemäß § 16 des
Gehaltsüberleitungsgesetzes beziehungsweise zur
Antragstellung hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2
anzuwenden ist, als erteilt für

a) die Oberstellung in die Verwendungs-
gruppe H 1 oder Verwendungsgruppe H 2,

b) die Beförderung von Berufsoffizieren der
Verwendungsgruppe H 1 wie bei Beamten
der Verwendungsgruppe A (§ 2 Abs. 1
lit. b),

c) die Beförderung von Berufsoffizieren der
Verwendungsgruppe H 2 in die Dienst-
klasse III im Zeitpunkt der Zeitvorrückung,
in die Dienstklasse IV und V wie bei
Beamten der Verwendungsgruppe B (§ 2
Abs. 1 lit. b) mit der Abweichung, daß für
Beförderungen in die Dienstklasse V der
Berufsoffizier durch mindestens drei Jahre
den Amtstitel „Hauptmann" geführt hat.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt, wenn

a) die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

b) der Berufsoffizier die Erfordernisse für die
Anstellung oder die Definitivstellung nur
infolge einer Ersatzfeststellung oder infolge
der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

c) der Berufsoffizier keine seinem Dienstalter
entsprechende Durchschnittsleistung im
Sinne des § 32 Abs. 3 des Gehalts-
gesetzes 1956 erbringt oder

d) die Beförderung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Berufsoffiziers in
den Ruhestand wirksam werden soll.

§ 8. Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für zeitverpflichtete Soldaten ge-
mäß § 16 des Gehaltsüberleitungsgesetzes
beziehungsweise zur Antragstellung hiefür gilt
als erteilt für

a) die Überstellung in die Verwendungs-
gruppe H 3,

b) die Ernennung in eine höhere Dienststufe.

§ 9. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Vertragsbedienstete, deren
Dienstverhältnis durch das Vertragsbediensteten-
gesetz 1948, BGBl. Nr. 86, geregelt ist, gilt,
sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist, als erteilt für

a) die Aufnahme in die Entlohnungsgruppen a,
b, d und e, die Entlohnungsgruppen des

Entlohnungsschemas II und die Entloh-
nungsgruppen der Vertragslehrer,

b) die Überstellung in eine der in lit. a ge-
nannten Entlohnungsgruppen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
ah erteilt, wenn der Bedienstete

a) nicht auf einen für den dauernden Bedarf
vorgesehenen Dienstposten aufgenommen
werden soll oder

b) das 65. Lebensjahr bereits überschritten hat.

§ 10. Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für wissenschaftliche Hilfskräfte,
Demonstratoren, Vertragsassistenten und ver-
tragsmäßig angestellte Lehrer an Kunstakademien
gilt als erteilt für

a) die Aufnahme von wissenschaftlichen Hilfs-
kräften und Demonstratoren gemäß § 13
des Hochschulassistentengesetzes 1962,
BGBL Nr. 216,

b) die Aufnahme von Vertragsassistenten
gemäß § 19 Abs. 1 und 2 des Hochschul-
assistentengesetzes 1962, BGBL Nr. 216,

c) die Aufnahme von vertragsmäßig ange-
stellten Lehrern an Kunstakademien gemäß
§ 1 Abs. 2 und den §§ 2 bis 7 der Dienst-
ordnung für Vertragslehrer und Lehrbeauf-
tragte an Kunstakademien, BGBl. Nr. 144/
1959.

§ 11. Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Vertragsangestellte der Öster-
reichischen Bundesforste, auf deren Dienstver-
hältnis die Verordnung BGBl. Nr. 256/1949 an-
zuwenden ist, gilt als erteilt für

a) Dienstposten der Verwendungsgruppen A
und B, für die keine oder nur die nied-
rigste Verwendungszulage vorgesehen ist,

b) Dienstposten der Verwendungsgruppen C
und D.

§ 12. Die Zustimmung gilt für die Aufnahme
von Personen in ein privatrechtliches Dienstver-
hältnis zum Bund als erteilt, das nicht durch
eine der in den §§ 9 bis 11 bezeichneten Vor-
schriften geregelt ist, wenn die Entlohnung den
in der jeweiligen Dienstordnung oder im Kollek-
tivvertrag festgesetzten Sätzen entspricht.

§ 13. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. August
1968 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Dienstpostenbeset-
zungs-Verordnung, BGBl. Nr. 95/1963, außer
Kraft.

Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim Kotzina
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Anlage 1
Voraussetzungen für Beförderungen gemäß § 2 Abs. 1 lit. b

Anlage 2
Voraussetzungen für Beförderungen gemäß § 4 Abs. 1 lit. b

2 6 4 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 2. Juli 1968
über die Löhne der Arbeiter der Österreichi-
schen Salinen (Salinenarbeiter-Lohnordnung

1968)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 2. Juli 1968 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird nach-
stehende Lohnordnung für die Arbeiter der
Österreichischen Salinen kundgemacht:
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Artikel I

§ 1. A n w e n d u n g s b e r e i c h

Diese Lohnordnung gilt für die ständig
beschäftigten Arbeiter der Österreichischen
Salinen (im folgenden Salinenarbeiter).

§ 2. Lohn

(1) Der Salinenarbeiter erhält einen Stunden-
lohn, der sich nach dem Lohnschema und der
jeweiligen Lohnstufe richtet (Anlage).

(2) Für Arbeitsleistungen, die über die Nor-
malleistung hinausgehen und die nach Maß-,
Gewichts- oder Stückeinheiten meßbar sind, tritt
zum Stundenlohn ein angemessener Gedinge-
überverdienst. Bei der Bemessung des Gedinge-
überverdienstes ist auf die Höhe des Stunden-
lohnes und auf Art und Umfang der Gedinge-
leistung Bedacht zu nehmen.

§ 3. S o n d e r z a h l u n g e n

Außer dem laufenden Lohn erhält der
Salinenarbeiter für jedes Kalendervierteljahr eine
Sonderzahlung. Die Sonderzahlung beträgt
50 vom Hundert des Sechsundzwanzigfachen des
Schichtlohnes und der Haushaltszulage, wobei als
Schichtlohn das Siebeneinhalbfache des Stunden-
lohnes zu gelten hat. Im übrigen sind auf diese
Sonderzahlungen die Bestimmungen des § 3
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
sinngemäß anzuwenden.

§ 4. H a u s h a l t s z u l a g e

Dem Salinenarbeiter, der Anspruch auf Lohn
hat, gebührt die Haushaltszulage nach den für die
Bundesbeamten geltenden Vorschriften.

§ 5. A u s z a h l u n g

(1) Der Lohn wird monatlich im nachhinein
gezahlt. Vorschußzahlungen sind zulässig.

(2) Der Salinenarbeiter erhält in der Regel
zu Beginn jedes Monates eine Abschlagzahlung
auf den gebührenden Lohn. Der Lohnrest-
betrag ist spätestens um die Mitte des folgenden
Monates zu zahlen (Lohnabschlußzahlung).

§ 6. V o r r ü c k u n g in h ö h e r e L o h n -
s t u f e n

(1) Der Salinenarbeiter rückt alle zwei Jahre
in die nächsthöhere Lohnstufe seines Lohn-
schemas vor. Die Vorrückungen finden mit dem
auf die Vollendung der zweijährigen Vorrük-
kungsfrist nächstfolgenden 1. Jänner oder 1. Juli
statt. Die zweijährige Frist gilt auch dann als
am Vorrückungstermin vollstreckt, wenn sie vor
Ablauf des dem Vorrückungstermin nächstfol-
genden 31. März bzw. 30. September endet.
Vordienstzeiten für die Vorrückung in höhere

Bezüge werden den Salinenarbeitern nach den
für die Vertragsbediensteten des Bundes gelten-
den Vorschriften angerechnet.

(2) Die im § 50 Abs. 2 der Salinenarbeiter-
Pensionsordnung 1967, BGBl. Nr. 5/1968, ge-
nannten Salinenarbeiter rücken höchstens bis in
die Lohnstufe 13 vor.

§ 7. N e b e n g e b ü h r e n
(1) Für Arbeiten, die mit besonderen Gefah-

ren, besonderer Erschwernis oder besonderer
Verschmutzung verbunden sind sowie für
Arbeiten während der Nachtzeit (22 Uhr bis
6 Uhr), sind den Salinenarbeitern zum Stunden-
lohn angemessene Zuschläge zu gewähren.

(2) Für die Ansprüche der Salinenarbeiter auf
Reisegebühren gelten die für die Bundesbeamten
bestehenden Vorschriften sinngemäß.

(3) Aus Anlaß eines Dienstjubiläums kann
dem Salinenarbeiter eine Einmalige Belohnung
gewährt werden.

§ 8. Überstunden
(1) Überstunden sind die Teile der Arbeits-

zeit, die in der betreffenden Woche über die
nach dem Schichtturnus zu verfahrende Normal-
arbeitszeit hinausgehen. Der Schichtturnus be-
wirkt, daß die Normalarbeitszeit auf zwei oder
mehr Wochen so aufgeteilt wird, daß sich daraus
ein Durchschnitt von 45 Arbeitsstunden für jede
Woche ergibt.

(2) Wenn die Überstunde in die Zeit zwischen
6 Uhr und 22 Uhr fällt, so gebührt dem Salinen-
arbeiter ein Zuschlag von 50 vom Hundert zum
Stundenlohn.

(3) Für Überstunden während der Nachtzeit
(22 Uhr bis 6 Uhr) beträgt der Zuschlag statt
dessen 100 vom Hundert des Stundenlohnes; für
solcherart abzugeltende Nachtüberstunden ent-
fällt eine Nachtdienstzulage.

§9. L o h n a n s p r ü c h e für Fe ie r tage ,
Zuschlag für Sonn- und Fe ier tags-

a r b e i t
(1) Für Arbeitsstunden der Normalarbeitszeit,

die zufolge der Bestimmungen des Feiertagsruhe-
gesetzes 1957, BGBl. Nr. 153, ausfallen, erhält
der Salinenarbeiter den Stundenlohn, errechnet
aus dem Durchschnittslohn des vergangenen
Jahres. Durch einen gesetzlichen Feiertag, der
auf einen nach dem für den einzelnen Salinen-
arbeiter maßgeblichen Schichtturnus dienstfreien
Tag fällt, wird kein Lohnanspruch begründet.
Ist der gesetzliche Feiertag zugleich ein Sonntag,
so besteht auch dann kein Anspruch auf Feier-
tagsentlohnung, wenn dem Schichtturnus gemäß
an einem solchen Tage gearbeitet werden müßte.

(2) Für Arbeiten an einem gesetzlichen Feier-
tag, der nach dem in Betracht kommenden
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Schichtturnus ein Arbeitstag wäre, gebührt dem
Salinenarbeiter der volle Stundenlohn, zusätzlich
zu dem nach Abs. 1 1. Satz gebührenden Lohn.

(3) Für Arbeiten an Sonn- und Feiertagen
gebührt dem Salinenarbeiter ein Zuschlag von
50 vom Hundert zum Stundenlohn, unabhängig
davon, ob diese Arbeitsstunden innerhalb oder
außerhalb der dem Schichtturnus gemäßen
Arbeitszeit liegen.

(4) Feiertagsüberstunden sind die Teile der
Arbeitszeit an gesetzlichen Feiertagen, die bei
Außerachtlassung der durch die Feiertagsruhe aus-
fallenden Arbeitsstunden über die nach dem
Schichtturnus in der betreffenden Woche zu ver-
fahrende Arbeitszeit hinausgehen. Solche Feier-
tagsüberstunden liegen insbesondere auch dann
vor, wenn der Salinenarbeiter an einem gesetz-
lichen Feiertag zur Arbeit herangezogen wird,
der nach dem für ihn in Betracht kommenden
Schichtturnus arbeitsfrei wäre. Auf Feiertagsüber-
stunden ist § 8 Abs. 2 und 3 anzuwenden.

§ 10. N a t u r a l b e z ü g e

(1) Der Salinenarbeiter erhält jährlich ein Salz-
deputat, dessen Ausmaß unter Bedachtnahme auf
die Anzahl der im Haushalt des Salinenarbeiters
lebenden Familienangehörigen festgesetzt wird.

(2) Der Salinenarbeiter erhält ferner ein jähr-
liches Deputat an Brennholz, dessen Ausmaß
unter Bedachtnahme darauf festgesetzt wird, ob
der Salinenarbeiter verheiratet ist oder nicht.

§ 11. Lohnvorschüsse , Geldaus-
h i l fen

(1) Einem Salinenarbeiter kann ein Lohnvor-
schuß in sinngemäßer Anwendung des § 25 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
gewährt werden.

(2) Wenn ein Salinenarbeiter unverschuldet in
eine Notlage geraten ist, kann ihm zu deren
Überbrückung auch eine nichtrückzahlbare Geld-
aushilfe gewährt werden.

§ 12. L o h n a n s p r u c h w ä h r e n d d e s
E r h o l u n g s u r l a u b e s

Während des Erholungsurlaubes gebührt dem
Salinenarbeiter für die turnusmäßig zu verfah-
renden, durch den Erholungsurlaub versäumten
Arbeitsstunden der volle Lohn, errechnet aus
dem Durchschnittslohn des vergangenen Jahres.

§ 13. A n s p r ü c h e be i D i e n s t v e r h i n -
d e r u n g d e r S a l i n e n a r b e i t e r , d i e
n i c h t d e r K r a n k e n v e r s i c h e r u n g s -
p f l i c h t n a c h d e n B e s t i m m u n g e n
des A l l g e m e i n e n S o z i a l v e r s i c h e -

r u n g s g e s e t z e s u n t e r l i e g e n

(1) Ist ein Salinenarbeiter, der als solcher nicht
nach den Bestimmungen des Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, kran-
kenversichert ist, nach Antritt des Dienstes durch
Unfall oder frühestens 14 Tage nach Dienst-
antritt durch Krankheit an der Dienstleistung
verhindert, ohne daß er die Verhinderung vorsätz-
lich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbei-
geführt hat, so behält er für die ersten 45 ver-
säumten Arbeitsstunden den Anspruch auf den
vollen Lohn, errechnet aus dem Durchschnitts-
lohn des vergangenen Jahres. Für die 46. bis
1170. versäumte Arbeitsstunde gebühren ihm
90 vom Hundert, für die 1171. bis 2340. ver-
säumte Arbeitsstunde 85 vom Hundert des Stun-
denlohnes, der im Zeitpunkt der Dienstverhin-
derung in Betracht kommt.

(2) Wenn der Salinenarbeiter binnen zwölf
Wochen nach Wiederantritt des Dienstes aber-
mals durch Krankheit an der Dienstleistung ver-
hindert wird, gilt diese Dienstverhinderung ab
Fortsetzung der früheren. Eine Zusammenrech-
nung findet jedoch nicht statt, wenn die neuer-
liche oder die frühere Dienstverhinderung durch
einen Arbeitsunfall (§ 175 Abs. 1 und 2 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes) verursacht
ist.

(3) Ist die Dienstverhinderung die Folge eines
Betriebsunfalles, so behält der Salinenarbeiter
auch für die 46. bis 1170. versäumte Arbeits-
stunde den Anspruch auf den vollen Lohn, er-
rechnet aus dem Durchschnittslohn des vergange-
nen Jahres.

(4) Tritt innerhalb der im Abs. 2 genannten
Frist eine neuerliche Dienstverhinderung durch
die Folgen des Betriebsunfalles ein, so erhält der
Salinenarbeiter für die 1171. bis 2340. versäumte
Arbeitsstunde 90 vom Hundert des Stunden-
lohnes, der im Zeitpunkt der Dienstverhinde-
rung in Betracht kommt.

§14 . A n s p r ü c h e b e i D i e n s t v e r h i n -
d e r u n g d e r S a l i n e n a r b e i t e r , d i e
n a c h d e n B e s t i m m u n g e n d e s A l l -
g e m e i n e n S o z i a l v e r s i c h e r u n g s g e -

s e t z e s k r a n k e n v e r s i c h e r t s i n d

(1) Salinenarbeiter, die als solche nach den
Bestimmungen des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes, BGBL Nr. 189/1955, krankenver-
sichert sind, erhalten im Falle der Dienstverhin-
derung durch Krankheit oder infolge eines
Unfalles für die an den ersten drei Kalender-
tagen versäumten Arbeitsstunden den vollen
Lohn, errechnet aus dem Durchschnittslohn des
vergangenen Jahres.

(2) Die im Abs. 1 genannten Salinenarbeiter
erhalten darüber hinaus ab dem vierten Kalen-
dertag der Dienstverhinderung bis zur 45. ver-
säumten Arbeitsstunde, berechnet vom ersten
Tage der Dienstverhinderung an, 49 vom Hun-
dert des Lohnes, errechnet aus dem Durch-
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schnittslohn des vergangenen Jahres, als Kran-
kengeldzuschuß.

(3) Für die 46. bis 1170. versäumte Arbeits-
stunde erhalten die im Abs. 1 genannten Salinen-
arbeiter einen Krankengeldzuschuß in der Höhe
von 40 vom Hundert des im Zeitpunkt der
Dienstverhinderung in Betracht kommenden
Stundenlohnes, für die 1171. bis 2340. versäumte
Arbeitsstunde beträgt der Krankengeldzuschuß
35 vom Hundert des Stundenlohnes.

(4) Wird ein solcher Salinenarbeiter durch die
Folgen eines Betriebsunfalles an der Dienst-
leistung verhindert, so gebührt ihm bis zur
1170. versäumten Arbeitsstunde ein Kranken-
geldzuschuß in der Höhe von 49 vom Hundert
des Lohnes, errechnet aus dem Durchschnittslohn
des vergangenen Jahres.

(5) Die im Abs. 1 vorgesehene Lohnfort-
zahlung entfällt nur dann, wenn der Salinen-
arbeiter innerhalb von 13 Wochen durch die
gleiche Krankheit an der Dienstleistung verhin-
dert wird und daher vom zuständigen Kranken-

versicherungsträger ein Krankengeld ab dem
ersten Tage der (neuerlichen) Dienstverhinderung
erhält. In diesem Falle erhält der Salinenarbeiter
ab dem ersten Tage der (neuerlichen) Dienst-
verhinderung einen Krankengeldzuschuß in der
im Abs. 3 festgesetzten Höhe.

(6) Der Krankengeldzuschuß darf in keinem
Falle 50 vom Hundert des vollen laufenden
Lohnes erreichen; nötigenfalls ist er auf den
nächsten darunter liegenden, durch Schillinge teil-
baren Betrag zu kürzen.

Artikel II

Die in der Anlage enthaltenen Lohnsätze sind
auf Dienstleistungenanzuwenden, die nach dem
30. September 1968 erbracht werden. Die vor
dem 1. Oktober 1968 erbrachten Dienstleistun-
gen sind nach den bis dahin angewendeten Lohn-
sätzen abzugelten.

Koren
Anlage

Lohntafel

2 6 5 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen vom 8. Juli 1968, mit
der die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
neuerlich abgeändert wird (7. Novelle der

Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963)
Mit Zustimmung des Hauptausschusses des

Nationalrates vom 2. Juli 1968, Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht:

Artikel I

Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, in der Fassung der Kundmachun-
gen BGBl. Nr. 340/1963, BGBl. Nr. 161/1964,
BGBl. Nr. 130/1965, BGBl. Nr. 116/1966, BGBl.
Nr. 314/1966 und BGBl. Nr. 243/1967 wird wie
folgt abgeändert:

Die Anlage 3 hat zu lauten:



1026 59. Stück — Ausgegeben am 19. Juli 1968 — Nr. 265



59. Stück — Ausgegeben am 19. Juli 1968 — Nr. 265 1027

Anlage 3
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Artikel II

1. Die in der Bundesbahn-Besoldungsordnung
1963 in der Fassung des Artikels I angeführten
Bezugsansätze gebühren ab

1. Oktober 1968 im Ausmaß von 93'6 v. H.,
1. September 1969 im Ausmaß

von 957 v. H.,
1. August 1970 im Ausmaß von 97'9 v. H.,
1. Juli 1971 im Ausmaß von . . . . 100'0 v. H.

2. Sind die sich nach Z. 1 ergebenden Beträge
nicht durch volle Schillingbeträge teilbar, sind
Restbeträge von weniger als 50 Groschen zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von 50 Groschen
und darüber als volle Schillinge anzusetzen.

3. Die durch Artikel I im Zusammenhalt mit
Z. 1 sich allenfalls ergebenden Änderungen der
Vorrückungstermine für die in § 16 Abs. 2 und 3
der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963, BGBl.
Nr. 170, genannten Beamten werden nur für
Beamte wirksam, die sich am 1. Oktober 1968
im Dienststand befinden. Bei Berechnung des
Fristenlaufes für den Anfall oder die Anrechnung
der Dienstalterszulage für die Bemessung des
Ruhe(Versorgungs)genusses sind die Bestimmun-
gen des Artikels II Z. 2 der 5. Novelle der Bun-
desbahn-Besoldungsordnung 1963, BGBl.
Nr. 314/1966, sinngemäß anzuwenden.

Weiß

2 6 6 . Kundmachung des Bundesministe-
riums für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen vom 8. Juli 1968, mit
der die Bundesbahn-Dienst- und Lohn-
ordnung neuerlich abgeändert wird (11. No-
velle der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-

ordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 2. Juli 1968 (Ge-
setz vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird
kundgemacht;

Artikel I

Die Dienst- und Lohnordnung für die für den
vorübergehenden Bedarf aufgenommenen Be-
diensteten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der Kund-
machungen BGBl. Nr. 66/1956, BGBl. Nr. 207/
1959, BGBl. Nr. 252/1959, BGBl. Nr. 154/1961,
BGBl. Nr. 214/1962, BGBl. Nr. 13/1964, BGBL
Nr. 162/1964, BGBl. Nr. 131/1965, BGBl.
Nr. 115/1966 und BGBl. Nr. 244/1967 wird wie
folgt abgeändert:

1. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. E n t g e l t

(1) Der Lohnbedienstete erhält ein Monatsent-
gelt. Dieses besteht aus dem Monatslohn und all-
fälligen Zulagen (Haushaltszulage, Teuerungszu-
lage). Die nicht für einen vollen Kalendermonat
gebührenden Teile des Monatsentgeltes oder
Monatslohnes werden als „Entgelt" bzw. „Lohn"
bezeichnet.

(2) Die Höhe des Monatslohnes richtet sich
nach der Lohngruppe und der jeweiligen Lohn-
stufe (Anlage 2); die Lohnstufe ist auf Grund der
Dienstzeit zu ermitteln.

(3) Die Zugehörigkeit der einzelnen Dienst-
verwendungen zu den Lohngruppen bestimmt
die Anlage 1 (Lohngruppeneinteilung).

(4) Für Änderungen, Einstellungen und Kür-
zungen des Monatsentgeltes (Monatslohnes), gilt
als Berechnungsgrundlage für jeden Kalender-
tag 1/30 für jede Arbeitsstunde 1/195 des Monats-
entgeltes (Monatslohnes). Dienstschichtstunden
sind allenfalls in Arbeitsstunden umzurechnen.
Bruchteile von Arbeitsstunden werden — falls
nichts anderes bestimmt wird — innerhalb eines
Kalendermonates zusammengezählt und ver-
gütet; allenfalls verbleibende Bruchteile werden
in Zehntelstunden angegeben und vergütet. Bei
Ermittlung des Monatsentgeltes sind die Be-
stimmungen des § 11 Abs. 5 sinngemäß anzu-
wenden."

2. Im § 10 ist in der Überschrift das Wort
„Lohnes" durch das Wort „Entgeltes" und in
Abs. 1 die Worte „den Lohn" durch die Worte
„das Entgelt" zu ersetzen.

3. § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Lohnbedienstete erhält am 1. eines
Kalendermonates das Monatsentgelt für den
vorangegangenen Kalendermonat. Allfällige
Überzahlungen sind bei der darauffolgenden
Auszahlung des Monatsentgeltes bzw. der Sonder-
zahlung anzurechnen."

4. § 11 Abs. 2 ist zu streichen. Die Absätze 3,
4, 5, 6 und 7 erhalten die neue Bezeichnung 2,
3, 4, 5 und 6.

5. Im § 11 ist im neuen Abs. 3 das Wort
„Lohn" durch das Wort „Monatsentgelt" zu er-
setzen.

6. Im § 11 sind im neuen Abs. 6 erster Satz
an Stelle des Wortes „Lohnes" das Wort „Monats-
entgeltes", im zweiten Satz an Stelle des Wortes
„Inlandslohnes" das Wort „Inlandsentgeltes" und
im dritten Satz an Stelle der Worte „der Lohn"
die Worte „das Monatsentgelt" zu setzen.
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7. Im § 11 a Abs. 1 hat der erste Satz zu
lauten:

„Dem Lohnbediensteten gebührt für jedes
Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der
Höhe von 50 v. H. des Monatsentgeltes, das in
dem der Auszahlung — wobei die Bestimmungen
des § 11 Abs. 2 nicht berücksichtigt werden —
vorangehenden Kalendermonat gebührt.

8. Im § 11 a Abs. 1 ist im zweiten Satz das
Wort „Monatslohnes" durch das Wort „Monats-
entgeltes" zu ersetzen.

9. § 11 a Abs. 2 ist zu streichen. Abs. 3 wird
Abs. 2.

10. Im § 11 a Abs. 2 neu hat der erste Satz
zu lauten:

„Die für das erste Kalendervierteljahr gebüh-
rende Sonderzahlung ist am 1. März, die für das
zweite Kalendervierteljahr gebührende Sonder-
zahlung am 1. Juni, die für das dritte Kalender-
vierteljahr gebührende Sonderzahlung am
1. September und die für das vierte Kalender-
vierteljahr gebührende Sonderzahlung am 1. De-
zember auszuzahlen."

11. Die Überschrift des § 11 b hat zu lauten:
„Vorschüsse und Geldaushilfen".

12. Im § 11 b Abs. 1 sind im ersten bis dritten
Satz das Wort „Lohnvorschuß" jeweils durch das
Wort „Vorschuß", im ersten Satz die Worte „von
zwei Monatslöhnen" durch die Worte „des
doppelten Monatsentgeltes" und im vierten Satz
das Wort „Lohnvorschußrest" durch das Wort
„Vorschußrest" zu ersetzen.

13. Im § 13 ist nach dem Abs. 5 ein neuer
Abs. 6 mit folgendem Wortlaut einzufügen:

„(6) Für die Nachsicht der in Abs. 5 lit. b
bis f genannten Anrechnungshindernisse sind die
Bestimmungen des § 2 Abs. 2 der Vordienst-
zeitenkundmachung 1958, BGBl. Nr. 39, anzu-
wenden."

14. Im § 13 erhalten die bisherigen Absätze 6
bis 11 die Bezeichnungen 7 bis 12.

15. § 16 Abs. 1 lit. b zweiter Satz hat zu
lauten:
„Ist die Gewährung von Freizeit nicht möglich,
so erhalten Lohnbedienstete, die eine regelmäßige
Wochenarbeitszeit von 45 Stunden (Sonderdienst-
plangruppe S, ausgenommen Verwaltungsdienst)
haben, wenn im folgenden nichts anderes be-
stimmt ist, die Oberzeitarbeit nach den Bestim-
mungen der Abs. 2 und 3 entschädigt."

16. § 16 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Angeordnete und geleistete Überzeit-

arbeit wird den Lohnbediensteten der Sonder-

dienstplangruppe S (ausgenommen Verwaltungs-
dienst) mit einem Zuschlag von 25 v. H. des für
eine Arbeitsstunde gebührenden Lohnes (Stun-
denlohn), für jede Überstunde nach Überschrei-
tung einer 48stündigen Wochenarbeitszeit mit
einem Zuschlag von 50 v. H. des Stundenlohnes
(Oberzeitzuschlag) vergütet."

17. Im § 16 Abs. 5 hat der letzte Satz zu
lauten:
„Dem Lohnbediensteten in der Sonderdienstplan-
gruppe S (ausgenommen Verwaltungsdienst), der
an Feiertagen auf Anordnung arbeitet, gebührt
außer dem Lohn auch noch der auf die geleistete
Arbeit entfallende Stundenlohn als Feiertagszu-
schlag."

18. Im § 16 Abs. 6 ist das Wort „Lohn" durch
das Wort „Stundenlohn" zu ersetzen.

19. Im § 20 Abs. 1 bis 4 ist das Wort „Familien-
zulagen" jeweils durch das Wort „Haushaltszu-
lage" zu ersetzen.

20. Im § 20 Abs. 5 sind im zweiten Satz die
Worte „keinen Lohn" durch die Worte „kein
Entgelt" und das Wort „Lohnes" durch das Wort
„Entgeltes" sowie im dritten Satz die Worte „den
vollen Lohn" durch die Worte „das volle Entgelt"
zu ersetzen.

21. Im § 20 Abs. 6 zweiter Satz sind an Stelle
der Worte „der volle Lohn" die Worte „das volle
Entgelt" und an Stelle des Wortes „Lohnes" das
Wort „Entgeltes" zu setzen.

22. Im § 20 a Abs. 2 hat der erste Halbsatz zu
lauten:

„Der Verwaltungszuschuß nach Abs. 1 wird
in der Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen
dem gesetzlich festgesetzten Krankengeld und
95 v. H. des dem Lohnbediensteten für den vor
der Erkrankung gelegenen Kalendermonat in
seiner ständigen Verwendung (§ 14 Abs. 3) ge-
bührenden Monatsnettoentgeltes gewährt;".

23. Im § 24 Abs. 5 ist das Wort „Lohnes"
durch das Wort „Entgeltes" zu ersetzen.

24. Im § 26 a sind im Abs. 1 die Worte „Lohn
und Familienzulagen" durch das Wort „Entgelt"
zu ersetzen.

25. § 27 Abs. 4 erster Satz hat nach dem
Wort „Zwölffache" zu lauten:
„des dem Lohnbediensteten für den letzten
Kalendermonat des Dienstverhältnisses in seiner
ständigen Verwendung (§ 14 Abs. 3) gebühren-
den Monatsentgeltes". Der letzte Satz ist zu
streichen.
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26. § 27 Abs. 5 zweiter Satz hat zu lauten:
„Dieser beträgt, wenn das Dienstverhältnis noch
nicht drei Jahre gedauert hat, das Einfache des
dem Lohnbediensteten für den letzten Kalender-
monat in seiner ständigen Verwendung (§ 14
Abs. 3) gebührenden Monatsentgeltes, in allen
anderen Fällen die Hälfte der Abfertigung."

17. Im § 33 Abs. 1 ist im ersten und dritten
Satz das Wort „Monatslohnes" jeweils durch das
Wort „Monatsentgeltes" zu ersetzen.

28. § 33 Abs. 2 ist zu streichen. Der Abs. 3
wird Abs. 2; in ihm ist das Wort „Monatslohnes"
durch das Wort „Monatsentgeltes" zu ersetzen.

29. Die Anlage 2 hat zu lauten:

Anlage 2

„ L o h n t a f e l

Artikel II

1. Die Bestimmungen des Artikels I Z. 1 bis 28
treten mit 1. November 1968 in Kraft.

2. Die in der Bundesbahn-Dienst- und Lohn-
ordnung in der Fassung des Artikels I Z. 29 an-
geführten Lohnsätze gebühren ab

1. Oktober 1968 im Ausmaß von 93'6 v. H.,
1. September 1969 im Ausmaß von 95'7 v. H.,

1. August 1970 im Ausmaß von 97'9 v. H.,
1. Juli 1971 im Ausmaß von 100'0 v. H.

3. Sind die sich nach Z. 2 ergebenden Beträge
nicht durch volle Schillingbeträge teilbar, sind
Restbeträge von weniger als 50 Groschen zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von 50 Groschen
und darüber als volle Schillinge anzusetzen.

Weiß


